
6. September 2019 

Minister Laumann: Kommunale Jobcenter 
übernehmen künftig die Kosten für Schulbücher 

Erlass des Landes an die 18 Optionskommunen gegangen 

Die kommunalen Jobcenter übernehmen künftig bei Schülerinnen und Schülern, die SGB 11-
Leistungen („Hartz IV") erhalten, die Kosten für Schulbücher. Dafür hat Arbeitsminister Karl­
Josef Laumann mit einem Erlass an die 18 kommunalen Jobcenter gesorgt, die seiner 
Rechtsaufsicht unterstehen. 

Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales teilt mit: 

Die kommunalen Jobcenter übernehmen künftig bei Schülerinnen und Schülern, die SGB 11-
Leistungen („Hartz IV") erhalten, die Kosten für Schulbücher. Dafür hat Arbeitsminister Karl­
Josef Laumann mit einem Erlass an die 18 kommunalen Jobcenter gesorgt, die seiner 
Rechtsaufsicht unterstehen. 

„Familien, die auf die Grundsicherung für Arbeitsuchende angewiesen sind, werden dadurch 
entlastet", sagte Minister Laumann. „Denn sie können sich nun darauf verlassen, dass ihnen 
in den Optionskommunen die Schulbuchkosten erstattet werden." 

Bisher war rechtlich unklar, ob bei Schülerinnen und Schülern, die im SGB II-Leistungsbezug 
sind, die Kosten für Schulbücher vom Jobcenter erstattet werden müssen, die im Rahmen 
des Eigenanteils an der Lernmittelfreiheit anfallen. Auf der Grundlage zweier Urteile des 
Bundessozialgerichts hat das Arbeitsministerium nun entschieden, dass die anfallenden 
Ausgaben für den Eigenanteil grundsätzlich von den kommunalen Jobcentern in Nordrhein­
Westfalen zu gewähren sind. 

Im Rahmen seiner Rechtsaufsicht hat das Land folgenden kommunalen Jobcentern seine 
Rechtsauffassung mitgeteilt: Kreis Borken, Kreis Coesfeld, Kreis Düren, Ennepe-Ruhr-Kreis, 
Stadt Essen, Kreis Gütersloh, Stadt Hamm, Hochsauerlandkreis, Kreis Kleve, Kreis Lippe, 
Kreis Minden-Lübbecke, Stadt Mülheim a.d. Ruhr, Stadt Münster, Kreis Recklinghausen, 
Kreis Steinfurt, Stadt Solingen, Kreis Warendorf und Stadt Wuppertal. 

Kommunale Jobcenter sind die Jobcenter, die die Aufgaben der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende ohne die Bundesagentur für Arbeit erfüllen. Sie werden auch als 
„Optionskommunen" bezeichnet. In Nordrhein-Westfalen sind das 18 von 53 Jobcentern. Die 
kreisfreien Städte oder Kreise, die sich für diese Lösung entschieden haben, unterstehen der 
Rechtsaufsicht des Landesarbeitsministeriums. Die anderen 35 Jobcenter werden als 
sogenannte „Gemeinsame Einrichtungen" gemeinsam von der Bundesagentur für Arbeit und 
den Kommunen getragen. Die Bundesagentur für Arbeit untersteht im Hinblick auf die 
Übernahme der Schulbuchkosten der Aufsicht des Bundesarbeitsministeriums. 

Quelle: 
https://www. land .nrw/de/pressemitteilung/minister-laumann-kommunale-jobcenter-uebernehmen­
kuenftig-die-kosten-fuer 
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Umsetzung des Zweiten Buches 50zialgesetzbuch (5GB 11) 
Rechtsauffassung des MAGS im Hinblick auf die Übernahme von tat­
sächlichen Schulbuchkosten in Höhe des Eigenanteils im Rahmen der 
Lernmittelfreiheit 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit dem Beginn des Schuljahres dürfte wieder die Rechtsfrage auch in 

der Öffentlichkeit an Brisanz gewinnen, ob die SGB li-berechtigten 

Schülerinnen und Schüler bzw. deren Eltern Anspruch auf SGB 11-

Leistungen für weitere Kosten zum Erwerb von Schulbüchern haben. 

Das MAGS schließt sich dem Ergebnis der Rechtsprechung des Bun­

dessozialgerichts vom 08. Mai 2019 (Urteile B 14 AS 6/18 Rund B 14 

AS 13/18 R) an, wonach Kosten für Schulbücher, die Schülerinnen und 

Schüler mangels Lernmittelfreiheit selbst kaufen müssen, durch das 

Jobcenter über den Härtefallmehrbedarf (§ 21 Abs. 6 SGB 11) zu über­

nehmen sind (BSG, Urteil vom 08.05.2019, Az: B 14 AS 13/18 R, Rn. 

14). 
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Das MAGS geht davon aus, dass die in NRW zu zahlende Eigenbeteili- Haltestelle: Polizeipräsidium 

gung bei den Schulbüchern genügt, um eine Übernahme der Ausgaben 

über § 21 Abs. 68GB 11 für SGB li-berechtigte 8chülerinnen und Schü­

ler zu rechtfertigen, soweit ein entsprechender Antrag gestellt wird und 



der Mehrbedalf unabweisbar ist. Das BSG weist in seinem Urteil aus- Seite 2 von 2 

drücklich auf die unterschiedliche rechtliche Situation in den Schulge-

setzen der jeweiligen Bundesländern hin und führt aus, dass in der 

Mehrzahl der Länder Lernmittelfreiheit - auch ohne Eigenbeteiligung -

herrscht (BSG aaO., Rn. 20 ff.). 

Das BSG kommt in seiner Entscheidung .zum Ergebnis, dass der Bedalf 

für Schulbücher bei velfassungskonformer Auslegung ein existenznot­

wendiger Bedalf und als solcher auch unabweisbar ist, weil er seiner 

Höhe nach erheblich vom durchschnittlichen Bedalfabweicht, wenn 

keine Lernmittelfreiheit besteht (BSG aaO., Rn. 28). In NRW gibt es kei­

ne absolute Lernmittelfreiheit, sondern es ist regelmäßig ein Eigenanteil 

zu erbringen (§ 96 SchuIG). Die Aufwendungen für den Eigenanteil wei­

chen daher erheblich vom durchschnittlichen Bedalf ab, so dass die an­

fallenden Ausgaben für den Eigenanteil grundsätzlich über den Härte­

fallmehrbedalf nach § 21 Absatz 6 SGB 11 von den kommunalen Job­

centern in NRW zu gewähren sind. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

{J;J ~j:f 
(Christina Ramb) 


